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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 15. لس‎ 


(Nr. 2271.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. April 1842., betreffend die Anwendung 
der Allerhöchſten Order vom 21. November 1829. auf die aus dem mili 
tairiſchen Dienſtverhältniß gänzlich ausgeſchiedenen Militairperſonen der 
Unteroffizier-Klaſſe. 


Au Ihren Bericht vom 29. Maͤrz d. J. beſtimme Ich: 
daß die Kabinetsorder vom 21. November 1829. 
wonach in allen Faͤllen, in welchen verabſchiedete Militairperſonen oder 
Civilbeamte eines Vergehens ſich ſchuldig machen, welches, wenn ſie ſich 
noch im Dienſte befaͤnden, die Entſetzung von demſelben nach ſich ziehen 
wurde, ſelbige des Rechts, den ihnen verliehenen Titel oder das ſonſtige 
Dienſtpraͤdikat zu führen, verluſtig gehen, und darauf erkannt werden 
ſoll, es ſey denn, daß die Kaſſation nur als Folge des Feſtungsarreſtes 
eingetreten ſeyn wuͤrde, 
auch auf die aus dem militairiſchen Dienſtverhaͤltniß gaͤnzlich ausgeſchiedenen 
Militairperſonen der Unteroffizier-Klaſſe in der Art anzuwenden iſt: 
daß im Fall dieſelben zu dem Verluſte der Nationalkokarde, oder zu 
einer Zuchthausſtrafe verurtheilt werden, dieſe Strafe auch den Verluſt 
der Unteroffizier» Charge und aller damit verbundenen Auszeichnungen 
und Vorrechte zur Folge haben und hierauf erkannt werden ſoll, die 
Dauer der außer den Ehrenſtrafen verwirkten Freiheitsſtrafe deshalb jer 
doch nicht abgekuͤrzt werden darf. 
Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt: 
nif zu bringen. 
Potsdam, den 23. April 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminifter v. Boyen und ۰ 


Jahrgang 1842. (Nr. 2271 — 2273.) : 30 (Nr. 2272.) 


(Ausgegeben zu Berlin am 11. Juni 1842.) 
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| (Nr. 2272.) Allerhöchſte Kabinetsorber vom 29. April 1842., die Verleihung der revidirten 
Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Erin im Großherzog⸗ 
| thum Poſen betreffend. 


Au Ihren Bericht vom 18. April d. J. will Ich der Stadt Exin, im Groß⸗ 
herzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdteordnung 
vom 17. März 1831. verleihen, und veranlaſſe Sie, den Ober⸗Praͤſidenten der 
Provinz, mit deren Einführung zu beauftragen. 

* Potsdam, den 29. April 1842. 


| Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Rochow. 


ue e Asa (Nr. 2273.) Geſetz über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ver⸗ 
3 fügungen. Vom 11. Mai 1842. 

Eee. Be — N ö r 4 1 1 3 

۰ Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| 5 8 Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen zur Beſeitigung der Zweifel, welche über die Zulaͤſſigkeit des Rechts⸗ 
| weges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen entftanden ſind, auf den An⸗ 
See aeg trag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres 
1 ير‎ Staatsraths für den ganzen Umfang der Monarchie was folgt: 


00 + > ون مركم ba‏ 


او ا Bor‏ 


| Bien e Jan Sn nu 


Beſchwerden uͤber polizeiliche Verfügungen jeder Art, fie mögen die Ge⸗‏ هت تع بت و أ 
ſetzmaͤßigkeit, Nothwendigkeit oder Zweckmaͤßigkeit derſelben betreffen, gehören vor‏ „ 
u die vorgeſetzte Dienſtbehoͤrde.‏ 

Der Rechtsweg iſt in Beziehung auf ſolche Verfuͤgungen nur dann zu⸗ 
min läſſig, wenn die Verletzung eines zum Privat⸗Eigenthum gehörenden Rechts 
behauptet wird, und nur unter den nachfolgenden naͤheren Beſtimmungen. 
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۰ 
Race Sree di بج > عمد‎ I $. 2. 


۱ erjenige ine polizeili ١ أ‎ 
aga اك‎ Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche Verfuͤgung eine Ver 
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pflichtung auferlegt wird, die Befreiung von derſelben auf den Grund einer be⸗ 

ſonderen geſetzlichen Vorſchriſt oder eines ſpeziellen Rechtstitels behauptet, ſo iſt 

die richterliche Entſcheidung ſowohl uͤber das Recht zu dieſer Befreiung, als 
auch uͤber deſſen Wirkungen zulaͤſſig. 5 


4. 3. 

Die Verfügung (F. 2.) kann jedoch, des Widerſpruchs ungeachtet, zu 
Ausführung gebracht werden, wenn ſolches nach dem Ermeſſen der Polizei⸗Be⸗ 
hoͤrde ohne Nachtheil fuͤr das Allgemeine nicht ausgeſetzt bleiben kann. Nach 
ergangenem rechtskraͤftigen Erkenntniſſe muß die Polizei⸗Behoͤrde deſſen Beſtim⸗ 
mungen bei ihren weiteren Anordnungen beachten. 


$. 4. 

Steht einer polizeilichen Verfuͤgung ein beſonderes Recht auf Befreiung 
($. 2.) nicht entgegen, es wird aber behauptet, daß durch dieſelbe ein ſolcher 
Eingriff in Privatrechte geſchehen ſey, fuͤr welchen nach den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften uͤber Aufopferungen der Rechte und Vortheile des Einzelnen im Inter⸗ 
eſſe des Allgemeinen, Entſchaͤdigung gewaͤhrt werden muß, fo findet der Rechts- 
weg daruͤber Statt: ob ein Eingriff dieſer Art vorhanden ſey, und zu welchem 
Betrage bafuͤr Entſchaͤdigung geleiſtet werden muͤſſe. 

Eine Wiederherſtellung des fruͤheren Zuſtandes kann in dieſem Falle nie⸗ 
mals verlangt werden, wenn ſolche nach dem Ermeſſen der Polizei-Behoͤrde un⸗ 
zulaͤſſig iſt. 

$. 5. 

Gebuͤhrt der Polizei⸗Behoͤrde nur die Befugniß zu einer vorläufigen An⸗ 
ordnung mit Vorbehalt der Rechte der Betheiligten, oder behauptet derjenige, 
welchem durch eine polizeiliche Verfuͤgung eine Verpflichtung auferlegt worden 
iſt, daß dieſe Verpflichtung ganz oder theilweiſe einem Anderen obliege, ſo iſt 
zur Feſtſtellung der Rechte unter den Betheiligten und über die zu leiſtende Ente 
ſchaͤdigung die richterliche Entſcheidung zulaͤſſig. 


b. 6. 

Wird eine polizeiliche Verfuͤgung im Wege der Beſchwerde als geſetz⸗ 
widrig oder unzulaͤſſig aufgehoben, ſo bleiben dem Betheiligten ſeine Gerechtſame 
nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über die Vertretungs⸗Verbind⸗ 
lichkeit der Beamten vorbehalten. 


69: ۱ 
Saͤmmtliche, ſowohl allgemeine als beſondere Vorſchriften uͤber Gegen⸗ 
(Nr. 2273 — 2274.) ftände 
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ſtaͤnde dieſes Geſetzes und namentlich die Vorſchriften der Verordnung vom 
26. Dezember 1808. $$. 38. bis 40. werden hierdurch aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. : 
Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Freiherr v. Muͤffling. 
Muͤhler. v. Rochow. v. Savigny. 
Beglaubigt: 
v. Duͤes berg. 


(Nr. 2274.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. Juni 1842., betreffend die Ernennung des 
Wirklichen Geheimen Raths Grafen zu Stolberg zum Staatsminiſter. 


OR 5 

Ich habe beſchloſſen, den Wirklichen Geheimen Rath Grafen zu Stolberg— 
Wernigerode, unter Beibehaltung ſeiner bisherigen Stellung im Miniſterium 
Meines Koͤniglichen Hauſes, zum Staatsminiſter zu ernennen und mache dieſe 
Ernennung dem Staatsminiſterium zur weitern Veranlaſſung und Aufnahme 
dieſer Order in die Geſetzſammlung, hierdurch bekannt. 


Berlin, den 7. Juni 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


